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114 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 23 . December
1888 , betreffend die Zollabfertigung der Fußdecken aus Ma¬
nillahanf - , Kokos - , Jute - und ähnlichen Fasern , sowie der
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erforderlichen Schifffahrtszeichen.

^ 114.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Zollabfertigung

der Fußdecken aus Manillahanf - , Kokos - , Jute - und ähnlichen
Fasern , sowie der getheerten Fußdecken und der Fußdecken ans
getheertem Tauwerk.

Oldenburg , 1886 December 23.

Das Staatsministerium bringt hiermit zur öffentlichen
Kenntnis ) , daß der Bundesrath in seiner Sitzung vom
17 . November d . Js . beschlossen hat , die Abfertigung der
Fußdeckeu aus Manillahanf - , Kokos - , Jute - und ähnliche»



Fasern , sowie der gethcertcn Fußdecken und der Fnßdecken
aus getheertem Tauwerk von der auf Grund des §. 3 des
Zolltarifgesetzes angeordneteu Beschränkung zu befreien.

Oldenburg , 1886 December 23.

Staatsmimsterium.

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Meyer.

^ 115.
Patent , betreffend die Verkündigung des zwischen Oldenburg , Preußen

und Bremen am 20 . März 1886 abgeschlossenen Staatsvertrages
über die Ausdehnung des Staatsvertrages vom 6. Mürz 1876
aus die Unterhaltung der für die Weserstrecke von Bremen ab¬
wärts bis Vegesack erforderlichen Schifffahrtszeichen.

Oldenburg , 1886 December 30.

Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenseld , Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

Thun kund hiemit:
Nachdem zwischen Unserem Bevollmächtigten und den

Bevollmächtigten Seiner Majestät des Deutschen Kaisers
und Königs von Preußen , sowie des Senats der freien
Hansestadt Bremen am 20 . März 1886 in Berlin ein
Staatsvertrag über die Ausdehnung des Staatsvertrages
vom 6 . Mürz 1876 auf die Unterhaltung der für die Weser¬
strecke von Bremen abwärts bis Vegesack erforderlichen Schiff-
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fahrtszeichen abgeschlossen worden ist und die Urkunden
über die Ratifikation am 9 . d . Mts . in Berlin ausge¬
wechselt worden sind,

bringen Wir diesen Vertrag nebst dem Protokolle zur
Ausführung desselben , unter Bezugnahme ans Artikel 137,
Ziffer 2 des Staatsgrundgesctzcs , in der Anlage zur öffent¬
lichen Kunde.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedrnckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 30 . De-
cember 1886.

lU. 8 .) Peter.

Ruhstrat . Jansen . Tappenbeck.

Cal meyer - Schmedes.

Nachdem Seine Königliche Hoheit der Großherzog Non
Oldenburg , Seine Majestät der Deutsche Kaiser , König von
Preußen und der Senat der freien Hansestadt Bremen
übereingekommen sind , den am 6 . März 1876 zwischen
Preußen , Oldenburg und Bremen geschlossenen Staatsvertrag
über die Unterhaltung der Schifffahrts -Zeichen auf der Unter¬
weser von Vegesack abwärts bis zur offenen See auch auf
die Unterhaltung der für die Weserstrecke von Bremen ab¬
wärts bis Vegesack erforderlichen Schifffahrtszeichen aus¬
zudehnen , haben behufs Feststellung der deshalb erforder¬
lichen näheren Verabredungen zu Bevollmächtigten ernannt:

Seine Königliche Hoheit der Großherzvg von Oldenburg:
den Regierungsrath von Buttel,

Seine Majestät der König von Preußen:
den Geheimen Ober -Regierungs -Rath Wendt,

der Senat der freien Hansestadt Bremen:
den Senator vr . Meier,
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von welchen unter Vorbehalt der Ratifikation der nach¬
stehende Vertrag abgeschlossen worden ist:

Artikel 1.

Die Bestimmungen des am 6 . März 1876 zwischen
Preußen , Oldenburg und Bremen geschlossenen Staats¬
vertrages über die Unterhaltung der Schifffahrts - Zeichen
auf der Unterweser von Vegesack abwärts bis zur offenen
See auf gemeinschaftliche Kosten finden fortan auch ans
die Unterhaltung der für die Weserstrecke von Bremen ab¬
wärts bis Vegesack erforderlichen Schifffahrts -Zeichen gleich¬
mäßige Anwendung.

Artikel 2.

Die Urkunden über die Ratifikation des gegenwärtigen
Vertrages sollen so bald als thunlich in Berlin ausge¬
wechselt werden.

Artikel 3.

Der gegenwärtige Vertrag tritt mit der Auswechselung
der Urkunden über die Ratifikation desselben in Kraft.

So geschehen Berlin , den 20 . März 1886.

v . Buttel . Wendt . Meier.

(U. 8 .) (U. 8 .) (U. 8 .)

Verhandelt , Berlin , den 20 . März 1886.

Zur Ausführung sowohl des zwischen Oldenburg,
Preußen und Bremen abgeschlossenen Staatsvertrages vom
6 . März 1876 , betreffend die Unterhaltung der Schifffahrts¬
zeichen auf der Unterweser von Vegesack abwärts bis zur
offenen See , als auch des zwischen denselben Staaten heute
abgeschossenen Vertrages über die Ausdehnung des erstge¬
nannten Stnatsvertrages auf die Unterhaltung der für die
Weserstrecke von Bremen abwärts bis Vegesack erforderlichen
Schifffahrtszeichen haben die Unterzeichneten Bevollmächtigten
folgende Bestimmungen vereinbart:
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Artikel 1.

Die laut des Protokolls vom 6 . März 1876 zur Aus¬
führung des erstgenannten Staatsvertrages vereinbarten Be¬
stimmungen finden auch ans die Ausführung des vorer¬
wähnten heute abgeschlossenen Vertrages entsprechende
Anwendung.

Artikel 2.

Die Beseitigung von Wracken , Baumstämmen und
ähnlichen Gegenständen , welche innerhalb oder an den Grenzen
des betvnnten Fahrwassers auf der der gemeinschaftlichen
Betonnung und Bebakung unterliegenden Stromstrecke der
Weser die Schifffahrt gefährden oder beeinträchtigen , wird un¬
beschadet der Hoheitsrechte der einzelnen Staaten von
Bremen veranlaßt.

Die diesfälligen Kosten werden aus dem durch den
Ertrag des Feuer - und Bakengeldes gebildeten gemeinschaft¬
lichen Fonds bestritten.

Artikel 3.

Mit der Ratifikation des im Eingänge erwähnten heute
abgeschlossenen Vertrages sollen auch die in dem gegen¬
wärtigen Protokolle enthaltenen Vereinbarungen ohne be¬
sondere Ratifikation als genehmigt gelten.

v . Buttel . Wendt . Meier.
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.1Ü 11g. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 19. Januar
1887 , betreffend die Uebernahme der neuen Mühlenhunte
von der Sperrschleuse bei Tungeln ab , einschließlich dersel¬
ben , bis zur Einmündung des Hunte -Ems -Canals als öffent¬
liches Gewässer des Staates.

117. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 27. Januar
1887 , betreffend Abänderung der Ausführungsvorschriften
zum Reichsstempelgesetz.

.1« 116.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Uebernahme
der neuen Mühlenhunte von der Sperrschleuse bei Tungeln ab,
einschließlich derselben , bis zur Einmündung des Hunte -Ems-
Canals als öffentliches Gewässer des Staates.

Oldenburg , 1887 Januar 19.

Auf Grund des Artikels1, Z. 3, libt. Ir der Wasser¬
ordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 20. November
1868 ist die neue Mühlenhunte von der Sperrschleuse bei
Tungeln ab, einschließlich der letzteren, bis zur Einmündung
des Hunte-Ems-Canals als öffentliches Gewässer des Staats
übernommen worden.



Die Grenze dieses staatlichen Gewässers oberhalb gegen
das Gcmcindegewässer der Hunte wird bestimmt:

1. oberhalb der Sperrschlense durch eine gerade Linie,
welche unterhalb der im rechten Hnnteufer unmittel¬
bar neben der Spcrrschlcnse liegenden Einlaßschleuse
der zur IV . Bewässerungsgenossenschastan der
Hunte gehörenden Untergenossenschast„Bümmcrstcder
Marsch" in 3 in Entfernung von der westlichen
Griessäulc dieser Einlaßschleuse rechtwinklig über die
Hunte gezogen wird.

2. unterhalb der Sperrschleuse durch eine gerade Linie,
welche in 20 in Entfernung von dem Fuße der
Sperrschlcuse rechtwinklig aus die Flußuser gezogen
wird.

Oldenburg, 1887 Januar 19.
Staatsministerium.

Departement des Innern.

Jansen.

C al meyer -Schmed es.

117.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Ausführungsvorschriften zum Reichsstempelgesetz.
Oldenburg , 1887 Januar 27.

Auf Grund des Bundesraths -Beschlusses vom 10. März
1882 hat der Reichskanzler Nachfolgendes bestimmt:

An die Stelle des zweiten Absatzes der Nummer 12 a.
der Ausführungsvorschriften zu dem Gesetze, betreffend die
Erhebung von Reichsstempelabgaben(Gesetzblatt Bd . XXVII.
Seite 183), tritt folgende Bestimmung:

„Die Reichsstempelmarkenlauten auf Steuerbeträge
von 10 , 20 , 30 , 40 , 50 , 60 und 80 Pfennig:
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1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 15, 20 , 30, 50, 100
und 500 Mark. Dieselben sind 24 rnrn hoch und
61 iura breit und haben, insoweit sie über einen
Steuerbetrag bis einschließlich 80 Pfennig lauten,
einen bläulichen, insoweit sie über einen höheren
Betrag lauten, einen gelblichen Untergrund , welcher
rechts und links den Reichsadler und in der Mitte
ein Schild mit der Inschrift

zeigt; eine Lochreihc macht die Marke in zwei gleiche
Theile zerlegbar, von denen jeder aus dem oberen
Rande die Werthbezeichnung in Buchstaben und an
den äußeren beiden Ecken die Zahl der Pfennig be¬
ziehungsweise Mark, auf welche die Marke lautet,
ferner den Vordruck „cion" für das Datum der
Verwendung in rothem Aufdruck und außerdem die
fortlaufende Nummer der Marke enthält".

In Gemäßheit der Bestimmung unter Ziffer 1. im
dritten Absatz der Nummer 12n. der gedachteil Ausführungs¬
vorschriften sind gestempelte Formulare zu Schlnßnoten mit
einem den neuen Markenmustern entsprechenden Stcmpel-
anfdruck hergestellt.

Die nach den bisherigen Vorschriften angefertigten
Stempelmarken und gestempelten Formulare behalten ihre
Gültigkeit.

Oldenburg, 1887 Januar 27.
Staatsministerium.

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Meyer.
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118. Verordnung für das Herzogthum Oldenburg vom 31. Ja¬
nuar 1887 , betreffend Aenderung der Grenzen der Gemeinden
Dötlingen , Huntlosen und Landgemeinde Wildeshausen.

IIS . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 1. Februar
1887 , betreffend Zusatzbestimmung zum ß. 38 der
Ministerialbekanntmachung vom 2. December 1874, betreffend
die Benutzung des Elsflether geschlossenen Hafens und die
dafür zu entrichtenden Gebühren.

120 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 12. Februar
1887 , betreffend Ausdehnung des Art . 8 des Gesetzes für
das Herzogthum Oldenburg vom 1b. März 1870, betr . die
Gebühren in Verwaltungssachen.

-M. 118 .

Verordnung für das Herzogthum Oldenburg , betreffend Aenderung
der Grenzen der Gemeinden Dötlingen , Huntlosen und Land¬
gemeinde Wildeshausen.

Oldenburg , 1887 Januar 31.

2bir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
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Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verordnen auf Grund des Artikels3 K. 4 der revidirten
Gemeinde-Ordnung mit Zustimmung der betheiligten Ge¬
meinden nachstehende Grenzveränderungen:

Die Grenze zwischen der Gemeinde Dötlingen einerseits
und der Landgemeinde Wildeshausen bezw. der Gemeinde
Huntlosen andererseits wird durch die Mitte des jetzigen
Huutebettes gebildet. Die Grenze zwischen der Land¬
gemeinde Wildeshansen und der Gemeinde Huntlosen läuft
vou dem Punkte, an welchem die Parzelle 8 der Flur 27
der Landgemeinde Wildeshausen und die Parzelle 309/168
der Flur 13 der Gemeinde Huntlosen mit dem alten Hunte¬
ufer Zusammentreffen, in gerader Richtung auf die nord¬
westliche Ecke des durch den Huntedurchstich daselbst ge¬
bildeten Landabschnittes und von hier an rechtwinklich zum
Hunteufer bis zur Mitte des neuen Huntebettes.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg, den 31. Ja¬
nuar 1887.

(U. 8 .) Peter.

Jausen.

Cälmeyer-Sch medes.
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119.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Zusatzbestimmung

zum Z. 38 der Ministerialbekanntmachung vom vom 2. December
1874 , betreffend die Benutzung des Elsflether geschlossenen Hafens
und die dafür zu entrichtenden Gebühren.

Oldenburg , 1887 Februar I.

Dem Z. 38 der Bekanntmachung des Staatsministeriums
vom 2 . December 1874 , betreffend die Benutzung des
Elsflether geschloffenen Hafens und die dafür zu ent¬
richtenden Gebühren , wird mit höchster Genehmigung nach¬
folgende Bestimmung hinzugefügt:

Für das Ausholen eines Floffes oder eines
Theiles desselben . 1

Oldenburg , 1887 Februar 1.

Staatsministerium.

Departement des Innern.

Jansen.

Calmeyer - Schmedes.

^ 120.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Ausdehnung des

Art . 8 des Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg vom 15 . März
1870 , betr . die Gebühren in Verwaltungssachen.

Oldenburg , 1887 Februar 12.

Auf Grund des Art . 14 des Gesetzes für das Herzog¬
thum Oldenburg vom 15 . März 1870 , betr . die Gebühren
in Verwaltungssachen (Gesetz - Sammlung Bd . XXI.
S . 287 ), wird vom Staatsministerium bestimmt , daß den
in Art . 8 daselbst als:
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frei von Gebühren, jedoch nicht von den Schreib- und
Zustellungsgebühren, den Vermessungsgebühren und von
sonstigen Kosten, namentlich den Diäten, soweit solche
nach den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen bezogen
werden dürfen, und Transportkosten

bezeichnten Verhandlungen gleich zu stellen sind
die Verhandlungen in Angelegenheiten des Vereins
„Oldenburgisch-Bremische Kolonie Dauelsberg".

Oldenburg , 1887 Februar 12.

Staatsministerium.
Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Meyer.
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M 122 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 12. März 1887,
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.N 121.
Verordnung für das Großherzogthum Oldenburg , betreffend die Her¬

anziehung von Militärpersonen zu Abgaben für Gemeindezwecke.

Oldenburg , 1887 März 5.

26ir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verordnen auf Grund des Artikels 137 Z . 2 des Staats¬
grundgesetzes was folgt:
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Artikel  1.

Die im Offiziersrange stehenden Militürpersonen des

Friedensstandes , welche der Heranziehung zur Einkommen¬

steuer unterliegen , Haben neben den nach den bestehenden

Bestimmungen (Z. 1 Ziffer 1 der Anlage zur Verordnung

vom 22 . December 1868 , Bundesgesetzblatt äs 1868 S . 571)

bereits zu entrichtenden Kommunalabgaben vom Grundbe¬

sitz und Gewerbebetrieb von dem aus sonstigen Quellen

fließenden außerdienstlichen Einkommen nach Maßgabe der

folgenden Bestimmungen eine Abgabe zu Gemeindezwecken

zu entrichten.

Das Staatsministerium , Departement des Innern , —

in den Fürstenthümern Lübeck und Birkenfeld die betreffen¬

den Regierungen — haben Bestimmung darüber zu treffen,

an welche Gemeindekasse der nach Artikel 3 , Abs . 2 berech¬

tigten Gemeinde die Abgabe zu entrichten ist und ob und

in welchem Betrage von dem Ertrage dieser Abgabe an

eine andere Kaffe der Gemeinde oder an eine andere Kasse

eines auf den Gemeindebezirk sich erstreckenden sonstigen

Verbandes eine Zuweisung zu erfolgen hat.

Artikel  2.

Gegenstand dieser Besteuerung ist das außerdienstliche

selbständige Einkommen der Abgabepflichtigen , unter Hinzu¬

rechnung des etwaigen besonderen Einkommens der zu ihrem

Haushalte gehörigen Familienglieder . Außer Ansatz bleibt

jedoch:

n) dasjenige Einkommen , welches bereits nach den be¬

stehenden Bestimmungen der Kommunalabgabenpflicht

unterliegt,

d ) in Ansehung der vor dem 1. April 1887 in den Ehe¬

stand getretenen Militärpersonen derjenigen Chargen,

welche bei Nachsuchnng des Heirathskonsenses zur

Führung des Nachweises eines bestimmten außerdienst-
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lichen Einkommens verpflichtet sind, der vorschrifts¬
mäßige Satz des letzteren.

Artikel 3.

Der der Veranlagung der abgabepflichtigen Militär¬
person zur Einkommensteuer für das betreffende Steuerjahr
zu Grunde gelegte Einkommensbetrag, vermindert um den
Betrag des nach den Artikeln1 und 2 außer Betracht zu
lassenden Einkommens, stellt den nach Maßgabe dieser Ver¬
ordnung zur Versteuerung gelangenden Einkommensbetrag dar.

Von diesem Einkommensbetrage haben die im Artikel
1 bezeichnten Militärpersonen für Gemeindezwecke an die
Gemeinde des Garnisonorts— sofern die Garnison mehrere
Gemeindebezirke umfaßt, oder der Abgabepflichtige nicht in
dem Garnisonorte selbst wohnt, an die Gemeinde des Wohn¬
orts — eine nach der unter^ anliegenden Tabelle zu be¬
rechnende Abgabe zu entrichten. Die Tabelle kann im Wege
der Verordnung geändert werden.

Die Abgabe ist in den für die Entrichtung der Staats¬
steuern vorgefchriebenen Raten abzuführen.

Artikel 4.

Die Feststellung des der Abgabe unterliegenden Ein¬
kommensbetrages und die Ermittelung der Steuerstufe er¬
folgt durch den Vorsitzenden des Schätzungsansschusfes zur
Einkommensteuer.

Artikel 5.

Jedem Abgabepflichtigen ist die erfolgte Feststellung
der Steuerstufe mit dem Betrage der von ihm für das
Steuerjahr zu entrichtenden Abgabe durch eine verschlossene
Zuschrift bekannt zu machen. Die Benachrichtigung der be¬
rechtigten Gemeinde erfolgt durch Mittheilung einer Liste,
welche die Personen der Abgabepflichtigen und den von
ihnen zu entrichtenden Abgabebetrag uachweist.



Gegen die Feststellung steht dem Abgabepflichtigen , so¬
wie der Gemeinde binnen zwei Monaten vom Empfange
der Zuschrift die Beschwerde bei dem Staatsministerium,
Departement des Juuern , in den Fürftenthümern Lübeck und
Birkeufeld bei den betreffenden Regierungen , frei , bei deren
Entscheidung es bewendet.

Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

Artikel 6.

Die Abgabepflicht beginnt mit dem Ersten desjenigen
Monats , welcher auf den Monat folgt , in welchem die Er¬
nennung beziehungsweise die Verlegung des Wohnsitzes
stattfindet ; sie endet mit dem Ablauf des Monats , in wel¬

chem der Abgabepflichtige seinen Wohnsitz in dem Bezirk
der berechtigten Gemeinde anfgiebt , versetzt wird , stirbt oder
aus dem aktiven Dienst ausscheidet.

Artikel  7.

Die Abgabepflicht ruht während der Zugehörigkeit zur
Besatzung eines zum auswärtigen Dienst bestimmten Schiffes
oder Fahrzeuges der Kaiserlichen Marine , und zwar vom
Ersten desjenigen Mounts ab , welcher auf den Monat
folgt , in welchem die heimischen Gewässer verlassen werden,
bis zum Ablauf des Monats , in welchem die Rückkehr in
dieselben erfolgt.

Die Abgabepflicht ruht ferner während der Zugehörig¬
keit zu einem in der Kriegsformation befinvlichen Theile
des Heeres oder der Marine vom Ersten desjenigen Monats
ab , welcher auf den Monat folgt , in welchem die Zuge¬
hörigkeit begonnen hat , bis zum Ablauf des Monats , in
welchem dieselbe endet.

Artikel  8.

Ab - und Zugänge am Einkommen während des Jahres,
für welches die Veranlagung erfolgt ist , ändern an der
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einmal veranlagten Abgabe nichts . Nur wenn nachgewiesen
werden kann , daß durch den Verlust einzelner Einnahmequellen
das veranschlagte abgabepflichtige Einkommen um mehr als
den vierten Theil vermindert worden , darf eine verhältniß-
mäßige Ermäßigung der veranlagten Abgaben gefordert
werden.

lieber den Antrag entscheidet der Vorsitzende des
Schätzungsausschusses zur Einkommensteuer , vorbehältlilch
der Beschwerde au das Staatsministerium , Departement des
Innern , bezw . in den Fürstenthümern Lübeck und Birken¬
feld an die betreffende Regierung (Art . 5 Abs . 2 ).

Artikel  9.

Die mit Pension zur Disposition gestellten Offiziere
werden , so lange dieselben nicht zum aktiven Dienst wieder
herangezogen werden , hinsichtlich der Verpflichtung zur Ent¬
richtung der Gemeinde -Abgaben den verabschiedeten Offi¬
zieren gleichgestellt ; die vor dem 1 . April 1886 mit Pension
zur Disposition gestellten Offiziere jedoch nur dann , wenn
ihre Militärpension auf Grund des Reichsgesetzes vom
21 . April 1886 (Reichsgesetzblatt S . 78 ) entsprechend er¬
höht worden ist.

Artikel  10.

Diese Verordnung tritt mit dem 1 . Mai 1887 in
Kraft.

Die zur Ausführung der Verordnung erforderlichen
Bestimmungen werden vom Staatsministerium , Departement
des Innern , getroffen.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift
und beigedrucktcn Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 5 . März
1887.

(U. 8 .) Peter.

Ruhstrat . Jansen . Tappenbeck.

Calme her - Schmedes.
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Anlage

Die Gemeindeabgabe beträgt Die Gemeindeabgnbe beträgt
bei einem Jahresein- bei einem Jahresein-

kommen jährlich kommen jährlichbis
einschließl.

bis
einschließl.von mehr als von mehr als

^5. ->/5.
660 3 21600 25200 648

660 900 6 25200 28800 756
900 1050 12 28800 32400 864

1050 1200 15 32400 36000 972
1200 1350 18 36000 42000 1080
1350 1500 24 42000 48000 1260
1500 1650 30 48000 54000 1440
1650 1800 36 54000 60000 1620
1800 2100 42 60000 72000 1800
2100 2400 48 72000 84000 2160
2400 2700 60 84000 96000 2520
2700 3000 72 96000 108000 2880
3000 3600 90 108000 120000 3240
3600 4200 108 120000 144000 3600
4200 4800 126 144000 168000 4320
4800 5400 144 168000 204000 5040
5400 6000 162 204000 240000 6120
6000 7200 180 240000 300000 7200
7200 8400 216 300000 360000 9000
8400 9600 252 360000 420000 10800
9600 10800 288 420000 480000 12600

10800 12000 324 480000 540000 14400
12000 14400 360 540000 600000 16200
14400 16800 432 600000 660000 18000
16800 19200 504 660000 720000 19800
19200 21600 576 720000 780000 21600

Bei einem Jahreseinkommen von mehr als 780000
erhöht sich der Abgabebetrag von 21600 ^ für je
60000 ^ Mehreinkommen um je 1800



122.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung des

Niederlage -Regulativs.
Oldenburg , 1887 März 12.

Der Bundesrath hat in seiner Sitzung vom 17 . Fe¬
bruar d . Js . die nachfolgenden Aenderungen des Nieder¬
lage -Regulativs (Gesetzblatt XXI . Bd . , S . 241 ) beschlossen:

1 . im Z. 21 Absatz 2 des Niederlage -Regulativs ist hinter
den Worten „ Zur Ergänzung , Auffüllung " das Wort
„Packung " einzuschieben;

2 . in dem letzten Absatz des Z. 23 des nämlichen Regu¬
lativs sind die Worte „ sofern sie an sich zollpflichtig"
und das vorletzte Wort „ tarifmäßigen " zu streichen
und ist am Schluß hinzuzufügen : „ und zwar , wenn
sie zu dem Nettogewicht der darin verpackt gewesenen
Waare gehören , nach dem Zollansatz der letzteren,
anderenfalls nach demjenigen Zollsatz , welchem die
Umschließungen an sich unterliegen ."

Oldenburg , 1887 März 12.

Staatsministerium.

Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

M eher.

123.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die zollfreie Ein¬

fuhr der Producte der deutschen Seefischerei.
Oldenburg , 1887 März 16.

Mit Beziehung auf die durch Bekanntmachung des
Staatsministeriums vom 6 . Mai 1874 publicirten Vor-
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schriften , betreffend die zollfreie Einfuhr der Products der

deutschen Seefischerei (Gesetzblatt Bd . XXIII . , S . 94 ) ,

wird hierdurch zur Kunde gebracht , daß der Buudesrath

am 24 . Februar d . Js . beschlossen hat , daß unter Beob¬

achtung dieser Vorschriften auch diejenigen von den Mann¬

schaften deutscher Schiffe auf dem Meere selbst gefangenen

Fische auf gemeinsame Rechnung zollfrei eingelassen werden

können , welche auf den Schiffen gekocht sind und in vorher

zollamtlich identificirten Blechbüchsen unter luftdichtem Ver¬

schlüsse aufbewahrt eingeführt werden.

Oldenburg , 1887 März 16.

Staatsministerium.

Departement der Finanzen.

Ruh st rat.

Meyer.
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Gesetzblatt
für das

Heezogthum Oldenburg.

Vaud . (Ausgegeben de» 22. April 1887.) 69 . Stück.

I « halt:
. iZ 124 . Bekannlmachung des Staatsministeriums vom 6 . April 1887,

betreffend Zusatzbestimmung zum Z. 18 der Ministerialbekannt¬
machung vom 24 . Mai 1880 , betreffend dm Verkehr mit
explosiven Stoffen.

125 . Bekanntmachung des Staatsmiuisteriums vom 13 . April 1887,
betreffend Polizeiliche Anordnungen für den Verkehr auf dem
Ems -Jade - Canal und dessen Zubehörnngen.

^ 184.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Zusatzbestimmung

zum tz. 18 der Ministerialbekanntmachung vom 24 . Mai 1880,
betreffend den Verkehr mit explosiven Stoffen.

Oldenburg , 1887 April 0.

Auf Grund des Artikels 9 , § . 6 des Gesetzes vom
5 . Dezember 1868 , betreffend die Organisation des Staats-
ministcriums , erläßt das Staatsministerium zu der Mini¬
sterialbekanntmachung vom 24 . Mai 1880 , betreffend den
Verkehr mit explosiven Stoffen , die nachfolgende Zusatz¬
bestimmung:

Dem 8 - 18 , Absatz 1 wird am Schluß folgender Satz
hinzugefügt:

Die zu Packetcn vereinigten Dyuamitpatronen sind
außerdem mit einer das Eindringen von Wasser oder
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Feuchtigkeit verhindernden Umhüllung (z. B . mit
Gummilösung verklebten Gummibeuteln ) zu versehen.

Oldenburg , 1887 April 6.

Staatsministerium.
Departement des Innern.

Jnnseu.

Calm eher - Schmedes.

125.
Bekanntmachung des Staatsminlsteriums , betreffend polizeiliche Anord¬

nungen für den Verkehr auf dem Ems -Jade -Canal und dessen
Zubehörungen.

Oldenburg , 1887 April 13.

Auf Antrag der Kaiserlichen Admiralität werden für
den Verkehr ans der im Oldenburgischen Staatsgebiete be-

legenen Strecke des Ems -Jade -Canals und deren Zubehö¬
rungen auf Grund des Art . 9 , H. 6 des Gesetzes vom
5 . Dezember 1868 , betreffend die Organisation des Staats-
miuisteriums und einiger demselben untergeordneter Behör¬
den , die nachstehenden polizeilichen Anordnungen erlassen.

1. Schifffahrtsverkehr.

Fahrzeuge , welche eine größere Länge als 33 in , eine
größere Breite als 6 in und eine » größeren Tiefgang als
1,80 in haben , sind vom Verkehr auf dem Ems -Jade -Canal
ausgeschlossen . In besonderen Füllen , namentlich bei an¬
haltender Trockenheit und dadurch verursachtem Mangel an
Speisewasser , wird der zulässige Tiefgang herabgesetzt und
das Maß desselben durch die öffentlichen Blätter bekannt

gemacht werden . Jedes Fahrzeug oder Floß muß minde¬
stens einen erwachsenen Mann , der mit der Schiffsführung
vertraut ist , an Bord haben.



Der Verkehr von Dampfschiffen ist nur auf Grund
besonderer Erlaubniß gestattet , welche für jedes einzelne
Dainpffahrzeug schriftlich bei der Kaiserlichen Werft in Wil¬
helmshaven nachzusuchen ist.

8- 2.
Das Ziehen der Fahrzeuge darf nur von den Lein¬

pfaden aus geschehen . Welcher Leinpfad zu benutze » ist,
wird dem Schiffer von dem nächsten Brückenwärter ange¬
geben werden.

Die Zugpferde dürfen nicht unmittelbar an der Kante
der Canaldämme geführt werden , sondern müssen mindestens
1 in von derselben entfernt bleiben.

8. 3.

Das Ankerwerfen , Ankerschleppen , Einsetzen von Schiebe¬
stangen in den Caualbodeu ist verboten

s.) innerhalb des Canalüberganges bei Mariensiel und
der Schleuse;

d ) bei den Eisenbahn - und Chausseebrücken zn Sander¬
busch und Marieusiel , woselbst Telcgraphen -Kabel
liegen;

cr) über dem Düker im Banker Sieltiefe , welcher durch
Tafeln gekennzeichnet ist.

8- 4.
Hat sich ein Fahrzeug einer Schleuse oder Brücke bis

auf 100 in (Haltepfahl ) genähert , so muß seine Fahrge¬
schwindigkeit ans ein solches Maß verringert werden , daß
ein Anstößen desselben au das Bauwerk bequem durch die
Anstrengung eines einzigen Mannes jederzeit gehindert wer¬
den kann . Segelnde Fahrzeuge haben daher rechtzeitig die
Segel zu bergen . Ferner ist der Schiffer dafür verant¬
wortlich , daß keine Theile der Takelage soweit über die

Borde hinausragen , daß sie beim Durchfahren durch die



Brücken hängen bleiben können . Weiter als bis zn den bei
jeder Brücke re . stehenden Dückdalben darf das Fahrzeug
erst Vorrücken , nachdem die Brücke vollständig geöffnet ist
und der Wärter ein entsprechendes Zeichen gegeben hat.
Das eigenmächtige Oeffnen nnd Schließen der Brücken Sei¬
tens der Schiffer ist verboten ; letztere sind jedoch verpflichtet,
nach Aufforderung des Wärters demselben bei der Bedienung
der Brücke Beistand zu leisten , auch dafür zu sorgen , daß
die Zugseile nicht an den Brücken hängen bleiben.

8- 5.
Die Durchfahrt eines Schiffes darf nicht eher erfolgen,

als bis die Brücke vollständig geöffnet ist . Das Festhalten
mittelst Haken , das Einsetzen von Stangen und dergl . an
der Brücke , dem Mauerwcrk , den Schlensenthoren oder den
Geländern ist verboten ; es sind hierzu lediglich die Dück¬
dalben , Schiffskreuze , Poller und Pfähle zu benutzen . Die
Durchfahrt durch nicht geöffnete Brücken ist Fahrzeugen,
deren höchste Theile nicht mehr als einen Nieter über den
Wasserspiegel hervvrragen , stets/allen andern nur mit aus¬
drücklicher Erlaubniß des Brückenwärters gestattet.

8- 6.
Keine Straßenbrücke darf länger als zehn Minuten für

das Durchfahre » der Schiffe geöffnet bleiben.

8- 7.
Die Durchfahrt durch die Eisenbahnbrücken bei Sander¬

busch und Mariensiel wird nur zu bestimmten Tageszeiten
geöffnet , welche besonders bekannt gemacht werden . Bei
allen übrigen Brücken kann die Durchfahrt begehrt werden

a ) an den Werktagen eine halbe Stunde vor Sonnen¬
aufgang bis eine halbe Stunde naeb Sonnenuntergang.

b ) an den Sonntagen , sowie an den beiden Tagen der
drei hohen Jahresfeste (Weihnachten , Ostern , Pfing-
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sten ) , am Festtage der Himmelfahrt Christi , am Char-
freitagc , am Bußtage , au Kaisers Geburtstage und
am Neujahrstage ebenfalls wie an den Werktagen mit
Ausnahme des Margens von 9 bis 12 und Nach¬
mittags von Ists bis 4 Uhr.

Außerdem können die Brücken aus Rücksichten des
öffentlichen Dienstes zeitweise geschlossen gehalten werden.
Die vor Oeffnnng einer Brücke angelangten Fuhrwerke
haben das Vorrecht der Fahrt über die Brücke vor der
Durchfahrt eines Schiffes.

8 . 8 .

Bezüglich der Durchfahrt haben unter sonst gleichen
Verhältnissen den Vorzug

sh jedes im Dienste des Reichs oder eines Bundesstaats
stehende Fahrzeug vor allen andern;

d ) die beladenen Fahrzeuge vor den nnbcladeuen;
o) die in Fahrt begriffenen vor den vor Anker liegenden;
ä > die abwärts (Richtung Wilhelmshaven ) fahrenden vor

aufwärts <Richtung Anrich ) fahrenden.
Bei größerer Ansammlung von Fahrzeugen aus beiden

Seiten der Brücke bestimmt der Brückenwärter die Reihen¬
folge des Durchfahrens . Ein Fahrzeug , welches , wenn die
Reihe des Durchfahrens an dasselbe kommt , hierzu nicht
fertig ist und besonders die erforderlichen Mannschafteli und
Zugkräfte nicht in Bereitschaft hat , verliert seineil Vorrang
zu Gunsten des nächstfolgenden.

8 . 9.

Jedes Fahrzeug muß beim Begegnen eines andern nach
Steuerbord (rechts ) ausweicheu und die an seiner Backbord¬
seite (links von ihm ) liegende Hälfte des Fahrwassers frei
machen.

Begegnen sich ein befrachtetes und ein leeres Fahrzeug,
so hat das beladene die Zugleine sinken und das leere
darüber wegschlüpfen zu lassen.
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Jedes Fahrzeug, welches in der Fahrt anhält, mutz
sich sofort nach dem Canalufcr heranlegen und das Fahr¬
wasser frei machen. Mitten im Canal zu ankern ist nicht
gestattet.

8- 10-
Das Anlegen zum Löschen und Laden und zur Ueber-

winterung ist im Allgemeinen nur in den Liegestellen bei
Sanderbusch, Mariensiel und Bant gestattet. An allen
andern Plätzen ist zuvor die Erlaubniß des Canalaufsehers
einzuholen.

Das Löschen und Laden ist überhaupt nur au deu
mehr als 3 in breiten Leinpfaden gestattet und diese dürfen
nur soweit mit Frachtgut belegt werden, daß der Wagen-
Verkehr nicht gehindert wird.

2. Landverkehr.

8- ii.
Das Weiden von Vieh auf den Leinpfaden, Bermen

und Böschungen, das Betreten der letzteren, soweit es nicht
für den Schifffahrtsbetrieb nothwendig, das Einwerfen oder
Schleppen von Schisfsankern auf den Böschungen ist ver¬
boten.

Das Reiten, Fahren und Viehtreiben ans den Lein¬
pfaden ist nur denjenigen Personen gestattet, welche genö-
thigt sind, den Leinpfad anstatt der früheren durch Anlage
des Canals abgeschnittenen Zuwegung zu ihren Grund¬
stücken zu benutzen und zwar nur von der zunächst gelege¬
nen Brücke an.

Ausgenommen und dem allgemeinen Verkehr freigegcben
sind die Strecke des verlegten Mühlenweges bei Sanderbusch,
des Freukeweges und des früheren Bordumer Weges bei
Mariensiel.

Die Heckthore in den Einfriedigungen am Canal sind
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seitens der Anlieger stets geschlossen zu halten, widrigenfalls
letztere für jeden Schaden haften, welcher durch das Ans¬
treten des Viehes an den Canal-Anlagen verursacht wird.

Wagen, Schlitten oder Ackergeräthe auf den Leinpfaden
stehen zu lassen, ist durchaus verboten.

8- 12.

Das Gehen, Reiten, Fahren und Viehtreiben über eine
Brücke, welche nicht vollständig eingeschwenkt und festgestellt
ist, ist verboten. So lange, als die Brückenbahn mittelst
Ketten gesperrt ist, muß jeder vor der Brücke halten bleiben.

Das Fahren und Reiten ans derselben ist nur im
Schritt zulässig.

3. Allgemeines.

8. 13.
Das Beschädigen der Anpflanzungen am Canal, das

eigenmächtige Oeffnen und Schließen von Schützen, Schleu¬
senthoren, Vorrichtungen zum Absperren der Düker und dergl.,
ferner die Störung des Wasserabflusses der Seitengräben
und Durchlässe durch Zudämmen derselben, das Verunrei¬
nigen des Canalwassers durch Hineinbringen von Abgangs¬
stoffen oder Abfällen, die unbefugte Fischerei sowie das
Halten von Gänsen und Enten auf dem Canal ist verboten.

8- 14.
Die Anlage von Auffahrten zu den Canaldämmen ist

nur mit Genehmigung der Kaiserlichen Werft in Wilhelms¬
haven zulässig.

8- 15.
Den aus die Durchführung der vorstehenden Bestim¬

mungen gerichteten Anordnungen der Brückenwärter und
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des Canal -Aufsehers , welche als staatliche Polizcibeamte

fungiren , ist in jeder Beziehung Folge zu leisten.

§ . 16.

Die Dienstherren sind verpflichtet , dafür Sorge . zu

tragen , das ; die obigen Bestimmungen von Seiten ihrer

Untergebenen nicht übertreten werden.

' 8 . 17.

Uebertretnngen der vorstehenden Bestimmungen (W . 1

bis 16 ) werden gemäß § . 366 , Zister 10 des Strafgesetz¬

buchs für das Deutsche Reich mit Geldstrafe bis zu 60 ^

oder Haft bis zu 14 Tagen bestraft.

Oldenburg , 1887 April 13.

Staatsministerin m.

Departement des Innern.

Jausen.

Calme h er - S ch inedes.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

UVII . Band. (Ausgegeben den 26. Mai 1887.) 70. Stück.

Inhalt:
126. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 5. Mai 1887,

betreffend die Verleihung juristischer Persönlichkeit an die
Jdioten -Anstalt bei Oldenburg.

127. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 6. Mai 1887,
betr . die Zollabfertigung der Baumwollen - und Leinengarne
und Leinwand.

^ 186.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betr . die Verleihung juristi¬

scher Persönlichkeit an die Jdioten -Anstalt bei Oldenburg.
Oldenburg , 1887 Mai 5.

Das Staatsministerinm bringt hierdurch zur öffentlichen
Kunde, daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog geruht
haben, der unter dem Namen: „Jdioten-Anstalt bei Olden¬
burg" errichteten milden Stiftung aus Grund der vorge¬
legten Statuten die Rechte einer juristischen Person zn er-
theilen.

Oldenburg, 1887 Mai 5.
Staatsministerium.

Departement des Innern.
Jansen.

Calmey er-Schmedes.
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. »-i 127.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betr . die Zollabfertigung der

Baumwollen - und Leinengarne und Leinwand.
Oldenburg , 1887 Mai 6.

Mit Beziehung auf seine Bekanntmachung vom5, Januar
1880, betr. die Zollabfertigung der Baumwollengarne und der
Leinengarne und Leinwand(Gesetzblatt Bd. XXV , S . 621)
bringt das Staatsministerium zur öffentlichen Kunde, daß
dem Großherzoglichen Hanptzollamt Varel die Befugniß zur
Abfertigung von Waaren der Nr. 2 o 1, 2 und 3 des Zoll¬
tarifs zu andern als den höchsten Zollsätzen der betreffenden
Tarifpositionen ertheilt worden ist.

Oldenburg, 1887 Mai 6.

Staatsministerium.
Departement der Finanzen.

Ruhstrat.

Meyer.
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Gesetzblatt
für das

Herzvgthurn Oldenburg.

XXVII . Band. (Ausgegeben den 1b. Juli 1887.) 71- Stück.

Inhalt:

M 128. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 23- Juni 1887,
betreffend die Verleihung juristischer Persönlichkeit an die
evangelische Krankenpflegeanstalt „Alexanderstift " zu Wildes¬
haufen.

„lÄ 129. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 4. Juli 1887,
betreffend Abänderung der Ministerial -Bekanntmachung vom
10. März 1879, betreffend Ausführung des Gesetzes vom
10. März 1879, betreffend die Prüfung der Rechtscandidaten.

„IZ 130. Verordnung vom 9. Juli 1887 , betreffend Vornahme der
Neuwahlen zum ordentlichen Landtage des Großherzogthums.

128.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Verleihung
juristischer Persönlichkeit an die evangelische Kra-nkenpflegeanstalt
„Alexanderstift " zu Wildeshausen.

Oldenburg , 1887 Juni 23.

Dos Staatsministerium bringt hierdurch zur öffentlichen
Kunde, daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog geruht
haben, der unter dem Namen „Alexanderstift" errichteten
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evangelischen Krankenpflegeanstalt zu Wildeshausen auf

Grund der vorgelegten Statuten die Rechte einer juristischen

Person zu ertheilen.

Oldenburg , 1887 Juni 23.

Staatsnnmstermm.

Departement des Innern.

Jansen.

C alm ey er -Schmedes.

.M. 129.

Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung der

Ministerial -Bekanntmachung vom 10 . März 1878 , betreffend Aus¬

führung des Gesetzes vom 10 . März 1879 , betreffend die Prüfung

der Rechtscandidaten.

Oldenburg , 1887 Juli 4.

Im Höchsten Aufträge wird die Bekanntmachung des

Staatsministeriums von 10 . März 1879 , betreffend . Aus¬

führung des Gesetzes vom 10 . März 1879 , betreffend die

Prüfung der Rechtscandidaten , dahin abgeändert , daß an

die Stelle des K. 19 der gedachten Bekanntmachung folgende

Bestimmungen treten:

Wird die Frist ohne einen die Versäumniß recht¬

fertigenden Grund nicht eingehalten , so tritt die in dem

Z. 24 für den Fall der als ungenügend erkannten Arbeit

angeordnete Folge ein.

Ist die Fristversäumniß nach dem Ermessen der Staats-

Prüfungs - Commission entschuldbar , so wird dem Candidaten
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auf seinen Antrag eine andere Arbeit zugefertigt, ohne daß
die in dem 24 angeordnete Folge eintritt.

Oldenburg, 1887 Juli 4.
Staatsministerium.

Departement der Justiz.

Flor . _
H über.

M 130.

Verordnung , betreffend Vornahme der Neuwahlen zum ordentlichen
Landtage des Großherzogthums.

Oldenburg , den 8. Juli 1887.

Eöir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. re.

verordnen behufs der demnüchstigen Einberufung des
Landtags was folgt:

8. i.

Die Neuwahl der Abgeordneten zum ordentlichen Land¬
tage des Großherzogthums ist vorzunehmen.

8. 2.

Das Staatsministerium, Departement des Innern , und
die Regierungen zu Eutin und Birkenfeld haben die zur
Ausführung der Wahl weiter erforderlichen Verfügungen
zu treffen.
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Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Rastedt, den9 Juli 1887.
(U. 8.) Peter.

Jansen.

Rnhstrat.
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XXVII . Bund . (Ausgegeben den 10. August 1887.) 72 . Stück.

Inhalt:

VK 131 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 2 . August 1887
betreffend Abänderung des Regulativs über die zollamtliche
Behandlung des Güter - und Efsecten - Transports auf Eisen¬
bahnen.

132 . Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 4 . August 1887,
betreffend die Unfallversicherung der Seeleute und anderer bei
der Seeschifffahrt betheiligter Personen.

131.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend Abänderung des

Regulativs Uber die zollamtliche Behandlung des Güter - und
Effecten -Transports auf Eisenbahnen.

Oldenburg , 1887 August 2.

Das Staatsministerium bringt hierdurch zur allgemeinen
Kunde , daß der Buudesrath unterm 7 . Juli 1887 die nach¬
folgenden Aenderungen des vom Staatsministerium unterm
13 . Januar 1870 (Gesetzblatt XXI . Bd . , S . 241 ) publi-
cirten Regulativs , betreffend die zollamtliche Behandlung des
Güter - und Effecten -Transports auf den Eisenbahnen be¬
schlossen hat:

1 . Der Z. 14 Abs . 2 des bezeichneten Regulativs wird
durch folgende Bestimmungen ersetzt:



„Sollen Frachtgüter vor ihrer Abfertigung mit

Ladungsverzeichniß in andere Wagen umgeladen werden,

so geschieht die Umladung unter zollamtlicher Aufsicht auf

Grund der zu übergebenden Ladungsverzeichnisse unter

Vergleichung der Colli nach Zahl , Zeichen , Nummer und

Gewicht mit den im Ladungsverzeichniß enthaltenen An¬

gaben ; die erfolgte Umladung ist auf dem Ladungs-

Verzeichnis ; zu bescheinigen . In entsprechender Weise ist

zu verfahren , wenn zur Abfertigung mit Anmeldung

bestimmte Pafsagiereffecten (Z. 19 , Abs . 4 ) zuvor in andere

Wagen umgeladen werden sollen.
Es ist auch gestattet , daß die eingegangenen Güter

bei den Grenzämtern nach vorheriger Ausladung in die

Zollrevisionsräume unter zollamtlicher Aufsicht für die

einzelnen Bestimmungsorte sortirt und nach ihrer Wieder¬

einladung mit Ladungsverzeichniß abgefertigt werden.

Hierbei finden die Bestimmungen im Z. 40 Anwendung . "

2 . In tz. 14 , Abs . 1 Zeile 2 wird statt „s. Abs . 2"

gesetzt : „s. Abs . 2 und 3 " .
Oldenburg , 1887 August 2.

Staatsmimsterium.
Departement der Finanzen.

Ruhstrat . _

Huber.

M 132.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Unfallversiche¬

rung der Seeleute und anderer bei der Seeschifffahrt betheiligter
Persvnen.

Oldenburg , 1887 August 4.

Zur Ausführung des Gesetzes vom 13 . Juli 1887,

betreffend die Unfallversicherung der Seeleute und anderer

bei der Seeschifffahrt betheiligter Personen (Reichs - Gesetz-
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blatt Seite 329 ) wird auf Grund des Z. 121 desselben
bestimmt:

Die den höheren Verwaltungsbehörden zugewiesenen
Verrichtungen werden wahrgenommen:

im Herzogthum Oldenburg vom Staatsministerium,
Departement des Innern,

in den Fürstenthümern Lübeck und Birkenfeld von
den Regierungen.

Die den unteren Verwaltungsbehörden und die den
Ortspolizeibehörden zugewiesenen Verrichtungen werden wahr¬
genommen :

im Herzogthum Oldenburg von den Aemtern bezw.
den Magistraten der Städte I . Klasse,

im Fürstenthum Lübeck von der Regierung bezw . für
die Stadtgemeinde Eutin vom Stadtmagistrate,

im Fürstenthum Birkenfeld von den Bürgermeistern.
Oldenburg , 1887 August 4.

Staatsministerium.

Ruhstrat.

Calmey er - Schmedes.
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für das

Herzogthrrrn Oldenburg.

XXVII . Band. (Ausgegeben den 18. October 1887.) 13. Stück.

Inhalt:
133. Verordnung vom 9. October 1887 , betreffend die Berufung

des ordentlichen Landtags.

M 133.
Verordnung , betreffend die Berufung des ordentlichen Landtags.

Oldenburg , 1887 October 9.

Wir Nikolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig, Holstein, Stormarn, der Dith¬
marschen und Oldenburg, Fürst von Lübeck und
Birkenfeld, Herr von Jever und Kniphausen re. rc.,

verordnen hiedurch was folgt:
Die nach Unserer Verordnung vom 9. Juli d. I.

neugewählten Abgeordneten zum Landtage des Großherzog-
thnms werden auf den 4. Novemberd. I . in Unsere Resi¬
denzstadt Oldenburg berufen, um Vormittags 11 Uhr im
ehemaligen Militairhause mit den Verhandlungen zu be¬
ginnen.
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Die Dauer des Landtags wird bis zum 17 . Dezember
d . I . bestimmt.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens -Unterschrift

und beigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Eutin , den 9 October 1887.

(U. 8 .) Peter.
Jansen.

Calmey er - Schmedes.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

UVII . Band. (Ausgegeben den 29. October 1887.) 74. Stück.

Inhalt:

134. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 15. Octo¬
ber 1887, betreffend das Regulativ über die zollamtliche
Behandlung des Güter - und Effecten - Transports auf
Eisenbahnen.

135.  Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 17. Octo¬
ber 1887, betreffend die Verleihung juristischer Persönlichkeit
an die St . Vincenz-Jdiotenanstalt in Cloppenburg.

134.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend das Regulativ über

die zollamtliche Behandlung des Güter - und Effecten - Transports
auf Eisenbahnen.

Oldenburg , 1887 October 15.

Das Staatsministerium bringt hiermit zur allgemeinen
Kunde, daß nach Beschluß des Bundesraths vom 27. Sep¬
tember 1887 in den von dem letzteren unterm7. Juli 1887
beschlossenen Aenderungen des Regulativs über die zoll¬
amtliche Behandlung des Güter- und Effecten-Transports
aus Eisenbahnen(Vergl. Bekanntmachung des Staatsmini¬
steriums vom 2. August d. Js ., Gesetzblatt Seite 539)
unter Ziffer 1 in dem Satze: „unter Vergleichung der
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Colli nach Zahl, Zeichen, Nummer und Gewicht. . . . "
das Wort „Gewicht" durch„Verpackungsart" zu ersetzen ist.

Oldenburg, 1887 October 15.
Staatsministerium.

Departement des Finanzen.
Ruhstrat.

Meyer.

135.
Bekanntmachung des Staatsministeriums, betreffend die Verleihung

juristischer Persönlichkeit an die St . Bincenz- Jdiotenanstalt in
Cloppenburg.

Oldenburg , 1887 October 17.

Das Staatsministerium bringt hierdurch zur öffentlichen
Kunde, daß Seine Königliche Hoheit der Großherzog geruht
haben, der unter der Verwaltung eines Curatoriums von
sechs Personen stehenden St . Bincenz-Jdiotenanstalt zu
Cloppenburg auf Grund der vorgelegten Statuten die Rechte
einer juristischen Person zu ertheileu.

Oldenburg, 1887 October 17.
Staatsministerium.

Departement des Innern.
Jansen.

Calm eh er -Schmedes.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthum Oldenburg.

136. Gesetz für das Herzvgthum Oldenburg vom 2. Decbr . 1887,
betreffend Aenderung des .Einkommensteuergesetzes vom
6. April 1864.

.4Z 137 . Gesetz für das Herzogthum Oldenburg vom 8. Decbr . 1887,
betreffend Abänderung des Gesetzes vom 9. Oktober 1868,
betreffend die Stempelgebühren.

138. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 6. Decem-
ber 1887, betreffend die Ergänzung der Bestimmungen über
die Verladung und Beförderung von lebenden Thieren auf
Eisenbahnen.

.4Z 139. Bekanntmachung des Staatsministeriums vom 8. Dec. 1887,
betreffend einen provisorischen Kostentarif für die Eintragungen
in die Grundbücher.

Gesetz für das Herzogthnm Oldenburg , betreffend Aenderung des Ein¬
kommensteuergesetzes vom 6. April 1864.

den Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig, Holstein, Stormarn, der Dith-

Inhalt:

M 136.

Oldenburg , 1887 December 2.

Nikolaus Friedrich Peter, von Gottes Gna-
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Marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen re. rc.

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzogthum Oldenburg, was folgt:

Artikel 1.

Dem Artikel9, H. 1 des Gesetzes vom 6. April 1864,
betreffend die Einführung einer Einkommensteuer für das
Herzogthum Oldenburg, wird als dritter Absatz nachgefügt:

In den größeren Gemeinden kann vom Staats-
Ministerium, Departement der Finanzen, die Bildung
mehrerer Schätzungsbezirke und die Wahl eines be¬
sonderen Ausschusses für jeden Bezirk angeordnet
werden.

Artikel 2.

Im Artikel 10, Z. 1 daselbst werden hinter den Worten
„für jede Gemeinde" eingeschoben die Worte: „resp. für
jeden Schützungsbezirk."

Im Z. 2 ebendaselbst wird uachgefügt:
In den Gemeinden mit mehreren Schätzungsbezirken
hat das ständige Mitglied bei sämmtlichen Ausschüssen
gleichmäßig zu fnngiren. In diesem Falle hat in
den Städten der Stadtmagistrat für dasselbe zugleich
einen Stellvertreter aus seiner Mitte zu bezeichnen.

Artikel 3.

Der Artikel 14, Z. 1 daselbst erhält die folgende
Fassung:

Den Vorsitz im Schätzungsausschusse resp. in den
mehreren Schätzungsausschüsseneiner Gemeinde fuhrt
in den Städten I . Elaste der Bürgermeister, in den
übrigen Gemeinden der Verwaltungsbeamte. In
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geeigneten einfachen Fällen kann dein ständigen Mit¬
glied der Vorsitz, stdvch bei der Hauptjahresver¬
anlagung nur mit Genehmigung des Staatsmini¬
steriums, Departement der Finanzen, übertragen
werden.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens-Unterschrift
und bcigedruckten Großherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben aus dem Schlosse zu Oldenburg, den 2 De-
cember 1887.

(U.' 8.) Peter.

Rnhstrat.

Meyer.

137.

Gesetz für das Herzogthmn Oldenburg, betreffend Abänderung des
Gesetzes vom 9. October 1868, betreffend die Stempelgebnhren.

Oldenburg, 1887 December 8.

Wir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein, Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und
Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen rc. rc.,

verkünden mit Zustimmung des Landtags als Gesetz
für das Herzvgthum Oldenburg, was folgt:
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Einziger Artikel.

In Artikel 25 , Z . 2 des Gesetzes vom 9 . Octbr . 1868,
betreffend die Stempelgebühren , werden eingeschoben vor den
Worten „der Hvfverwaltung " die Worte : „der Kronguts-
verwaltnng " .

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens - Unterschrift
und beigedrnckten Großherzoglichcn Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 8 . De-
cember 1887.

(U. 8 .) Peter.

Ruhstrat.

Meyer.

138.
Bekanntmachung des Staatsministeriums , betreffend die Ergänzung der

Bestimmungen über die Verladung und Beförderung von lebenden
Thieren auf Eisenbahnen.

Oldenburg , 1887 December 6.

Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom 28.
Juli 1879, . betreffend Bestimmungen über die Verladung
und Beförderung von lebenden Thieren auf Eisenbahnen
(Gesetzblatt Band 25 S . 453 ), bringt das Staatsministerium
Folgendes zur öffentlichen Kenntniß:

Der Bundesrath hat beschlossen:
1 . den Absatz 3 im K. 3 der Bekanntmachung vom 13.

Juli 1879 folgendermaßen zu fassen:
Die Verladung von Wiederkäuern verschiedener Gat¬
tung oder von Wiederkäuern und Schweinen in dem-
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selben Wagen ist bei Transporten von deutschen

Schlachtviehmarkten nach den Nordseehäfen verboten.
Im klebrigen ist die Berladnng von Großvieh und
Kleinvieh , sowie von Thieren verschiedener Gattung

iu demselben Wagen nur dann gestattet , wenn die
Einstellung in durch Barrieren , Bretter - oder

Lattenverschlüge von einander getrennten Abtheilungen

erfolgt.
2 . hinter dem Absatz 3 a . a . O . folgende Bestimmung als

Absatz 4 einzuschalten:
' Zur Beförderung nach den Nordseehäfen bestimmte

Wiederkäuer und Schweine dürfen nur dann ver¬

laden werden , wenn eine Bescheinigung darüber vor¬

gelegt wird , daß die Thiere unmittelbar vorher von
einem beamteten Thierarzt untersucht und gesund

befunden worden sind.

Oldenburg , 1887 December 6.

Staatsmilnsterium.
Departement des Innern.

Jansen.

Ruhstrat.

139.
Bekanntmachung des Staatsininisteriums , betreffend einen provisorischen

Kostentaris für die Eintragungen in die Grundbücher.

Oldenburg , 1887 Decbr . 8.

In Gemäßheit des Artikels 3 des Gesetzes für das

Herzogthnm Oldenburg vom 6 . Januar 1882 , betreffend
Abänderung der Artikel 19 , 20 Abs . 1 , 44 des Gesetzes

vom 3 . April 1876 , betreffend die Einführung des Gesetzes



über den Eigenthumserwerb an Grundstücken w . (Gesetz-
Sammlung Bd . XXVI . , S . 184 ) , wird mit Höchster Ge
nehmigung folgender provisorischer Kostentarif für die Ein¬
tragungen in die Grundbücher erlassen:

8 . 1-

Für die gerichtliche Auflassung werden Gebühren nach
Ziffer 28 des Gesetzes vom 28 . Juni 1858 , betreffend die
Gebühren in bürgerlichen Rechts - und in Strafsachen (Gesetz-
Sammlung Bd . 16 S . 329 ) berechnet , wenn nicht die Aus¬
fertigung oder Abschrift einer gerichtlichen oder notariellen
Urkunde über das der Auflassung zu Grunde liegende Rechts¬
geschäft beigebracht wird.

Im klebrigen werden für alle Eintragungen auf das
Titelblatt und in die I . Abtheilung eines Grundbuchsblattes,
sowie für alle dabei vorkommenden Nebengeschäfte keine
Gebühren berechnet.

8- 2.
Für ein Protokoll , betreffend die Beantragung der Ein¬

tragung eines dinglichen Rechts , einer Hypothek oder einer
Grundschuld sind Gebühren nach Ziffer 24 des Gebühren¬
gesetzes vom 28 . Juni 1858 zu berechnen , wenn nicht eine
gerichtlich oder notariell beglaubigte , die Eintragungsbcwil-
ligung enthaltende Urkunde beigebracht wird.

Ist ein Protokoll nach K. 1 Absatz 1 und Z. 2 ge¬
bührenpflichtig , so werden nur die im Z. 1 Absatz 1 bezeich-
ueten Gebühren erhoben.

8 - 3.

Für jede endgültige Eintragnng in die II . und III.
Abthcilung eines Grundbuchblatts und alle dabei vorkom¬
menden Nebengeschäfte werden erhoben von einem Betrage

g) bis 150 ^ einschließlich . . 1
b ) „ 300 .. 1 „ 50 „
o) „ 500 „ „ . . 2 „ — „
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ä ) bis 750 .M einschließlich . . 2 ^ 50
s ) „ 1000 „ „ . . 3 „ — „
1) und für jede fernere auch nur

angefangene Summe van
1000 . 1 „ 50 „

Diese Gebühren werden nicht erhöht , auch wenn die¬
selbe dingliche Last bei demselben Amtsgerichte auf mehrere
Grundbuchblütter gleichzeitig zur Gesammthaft einzutragen
ist . Hat jedoch auch noch eine Jngrossation in die alten
Hypothekenbücher zu erfolgen , so hat das Hypothekenamt
auf die desfallsige Bescheinigung des Amtsgerichts die im
Z. 11a , 5 und o der Hypotheken -Ordnung erwähnten Kosten
außer Ansatz zu lassen.

Die Eintragung des gesetzlichen Nießbrauchs des Ehe¬
manns am Eingebrachten seiner Ehefrau und der Eltern
am Vermögen ihrer Kinder erfolgt gebührenfrei.

8- 4.

Außerdem sind zu erheben:

1 . für die Eintragung von Veränderungen aller Art,
Vormerkungen und Verfügungsbeschränkungen in die
II . und III . Abtheilnng einschließlich der dabei vor¬
kommenden Nebengeschäfte die Hälfte der im 3
erwähnten Sätze , jedoch nicht über 5

2 . für die Eintragung eines Vermerks über die einge¬
leitete Zwangsvollstreckung oder den erkannten Kon¬
kurs 1 ^ 20

3 . für die Ertheilung und die Erneuerung eines Hypo¬
thek - oder Grundschuldbriefs einschließlich der dabei
vvrkommenden Nebengeschüfte die Hälfte der Ein-
tragnngskvstcn (Z. 3 ) , jedoch nicht über 5
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4 . für die Ertheilung eines Zinsquittungsbogens zu
einer Grundschnld und für jede Erneuerung eines
solchen:

a ) für Grnndbnchschulden bis 1000
einschließlich . — ^ . 50^

d ) für Grundbuchschulden bis 5000 ^
einschließlich . . 1 „ —

o) und für jede fernere auch nur an-
gefangenc Summe von 5000 ^ — „ 50 „

5 . für jede Löschung und alle dabei vorkvmmenden
Nebengeschäfte die Hälfte der für eine Eintragung
im Z. 3 bestimmten Sätze , jedoch nicht über
2 50

6 . für die Beglaubigung der Abschrift eines Grnnd-
buchblatts oder einer Abtheilung desselben für die
erste Seite 1 ^ 50 , für jede folgende Seite 1
jedoch nicht über 5

7 . für die Einsicht eines Grundbuchblatts 60

8 . für die Ertheilung einer Bescheinigung , daß auf ein
Grundbuchblatt in der II . oder III . Abtheilung oder
beiden zusammen nichts eingetragen ist 1 50

9 . für die erste Anlegung eines Grundbuchblatts , wenn
für die auf demselben zu verzeichnenden Grundstücke
ein neuer Artikel in der Mutterrolle angelegt wird
und für die dabei vorkommenden Nebengeschäfte bei
einem Werthc der Grundstücke

a ) bis 500 ^ einschließlich . . . 1 ^
5 ) bis 1000 einschließlich . . 1 „ 50 „
«) und jede fernere auch nur ange¬

fangene Werthsumme von 1000 — „ 50 „
jedoch nicht über 5 ^

Ist das Grundstück ein ans Staatsgründen einge-
wiescner Anbau - oder Culturplacken , so werden für die
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erste Anlegung des Grundbuchblattes keine Kosten berechnet.
Dasselbe gilt , wenn die Anlegung eines neuen Grundbuch¬
blatts dadurch erforderlich wird , daß ein Grundstück aus
dem Bezirke einer Gemeinde in den einer anderen Gemeinde
bezw . eines anderen Amtsgerichts (Z. 18 der Grundbuch-
Ordnung ) übergeht.

8 - 5-

Der Werth von Grundstücken und dinglichen Belastungen
ist , falls er nicht anderweitig bereits feststeht , nach den
Bestimmungen zu berechnen , welche in Artikel 9 und 11
des Gesetzes vom 9 . October 1868 , betreffend die Stempel¬
gebühren , enthalten sind . Bei Eintragung einer nachträg¬
lich bewilligten Erhöhung oder Ermäßigung des Zinsfußes
erfolgt die Berechnung der Kosten nach dem fünffachen des
Mehr - oder Minderbetrages der jährlichen Zinsen.

8- 6.

Die auch in den im klebrigen gebührenfreien Fällen
in Ansatz zu bringenden baaren Auslagen (Porto , Schreib¬
und Zustellungsgebühren ) sind nach den für die freiwillige
Gerichtsbarkeit geltenden Bestimmungen zu berechnen.

8- 7.

Gegen die Kostenfestsetzung findet Beschwerde nach
Maßgabe der Vorschriften in den M . 532 — 539 der Civil-
prozeß -Ordnung statt , und steht dem Oberlandesgericht die
Entscheidung über Beschwerden gegen desfallsige Verfügungen
der Amtsgerichte zu . lVergl . Art . 9 und Art . 10 Z. 2 des
Gesetzes für das Herzogthum Oldenburg , betreffend die Ein-
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führung des Gerichtsverfassungsgesetzes für das Deutsche
Reich rc. vom 10. April 1879 — Ges.-Sammlg . Bd . 25,
S . 332 — sowie 8- 15 der Grundbuchordnung.)

Oldenburg, 1887 December 8.

Staatsministerium.

Departement der Justy.
Flor.
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Gesetzblatt
für das

Herzogthurn Oldenburg.

Band . (Ausgegeben den 18. Dec. 1887.) 76 . 'Dtück.

Inhalt:

M 140 . Verordnung vom 15 . Decsmber 1887 , betreffend die Ver¬

längerung und Vertagung des Landtags.

140.
Verordnung , betreffend die Verlängerung und Vertagung des Land¬

tags.
Oldenburg , 1887 December 15.

2öir Nikolaus Friedrich Peter , von Gottes Gna¬
den Großherzog von Oldenburg , Erbe zu Norwegen,
Herzog von Schleswig , Holstein , Stormarn , der Dith¬
marschen und Oldenburg , Fürst von Lübeck und

Birkenfeld , Herr von Jever und Kniphausen w. re.,

verordnen hiedurch was folgt:

Die Dauer des gegenwärtig versammelten Landtags
wird bis zum

12 . Januar  k . I.

verlängert.
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Zugleich wird der Landtag im Einverstündniß mit

demselben vom 22 . d . Mts . bis zum 4 . Jnuuar k. I.

vertagt.

Urkundlich Unserer eigenhändigen Namens - Unterschrift

und beigedruckten Grvßherzoglichen Jnsiegels.

Gegeben auf dem Schlosse zu Oldenburg , den 15 . De-
cember 1887.

(U. 8 .) Peter.

Zausen.

Freiherr von Rössing.
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Gesetzblatt
für das

Herzvgthrrm Oldenburg.

XXVII. Band. (Ausgegeben den 24. December 1887.) II . Stück.

Inhalt:

.M 141. Bekanntmachung des Katholischen Oberschulcollegiums vom
19. December 1887, betreffend neue Bestimmungen über die
Controle des Schulbesuchs und die Bestrafung der Schul¬
versäumnisse.

.4L 141.
Bekanntmachung des Katholischen Oberschulcollegiums , betreffend neue

Bestimmungen über die Controle des Schulbesuchs und die Be¬
strafung der Schulversänmnisse.

Vechta, 1887 December 10.

DieBekanntmnchung des Katholischen Oberschulcollegiums
vom 23. December 1856, betreffend die Controle über den
Schulbesuch und die Bestrafung der Schulversänmnisse wird
hierdurch aufgehoben uud werden an Stelle derselben im
Höchstgenehmigten Aufträge des Grvßherzoglichen Staats¬
ministeriums folgende Bestimmungen erlassen:

I. Regelmäßiges Verfahren.
8- 1-

Jeder Lehrer ist verpflichtet, den regelmäßigen Schul¬
besuch der schulpflichtigen Kinder strenge zu überwachen und
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über alle vorkommenden Schulversäumnisse unter Angabe

des Grundes des Versäumnisses genaue Listen zu führen.

Zn diesem Zwecke hat der Localschulinspector den Lehrern

jährlich vor Beginn der Sommerschule ein Verzeichniß aller

im letztverflossenen Jahre schulpflichtig gewordenen Kinder

der Schulacht zuzustellen.

Die Versäumnißlisten , welche nach einem vom Ober¬

schulcollegium vorgeschriebenen Formulare geführt werden,

hat der Lehrer dem Localschulinspector , so oft derselbe die

Schule besucht , zur Einsicht vorzulegen.

8- 2 .

1 . Wenn Eltern , Vormünder , überhaupt diejenigen

Personen , welche die Kinder zum Schulbesuche anzuhalten

verpflichtet sind , ihre Kinder bczw . Pfleglinge während des

schulpflichtigen Alters außerhalb der Schulncht des Wohn¬

orts derselben sich aufhalten lassen , sei es , daß sie dieselben

in Dienst geben , sei es zu anderen Zwecken , oder wenn sie

dieselben zu Hause unterrichten , oder eine andere Unter¬

richtsanstalt , als zu welcher sie gewiesen sind , besuchen

lassen , so haben sie bei Vermeidung einer zur Schulcasse

zu zahlenden Brüche von 1 ^ 50 welche das Amt

auf Antrag des Localschulinspectors erkennt , zuvor dem

Letzteren und dem Lehrer hiervon Anzeige zu machen.

Demnächst haben sie dem Localschulinspector eine Bescheini¬

gung des Localschulinspectors desjenigen Bezirks , in welchem

jene Kinder 'alsdann die Schule zu besuchen verpflichtet sind,

bezw . des Vorstehers der höheren oder Privat - Unterrichts-

anstalt , welche die Kinder besuchen , darüber beizubringen,

daß dieselben in die betreffende Anstalt ausgenommen sind.

2 . So lange die Eltern u . s. w . solche Bescheinigung

nicht beigebracht haben , sind die der Schule entzogenen

Kinder in den Versäumnißlisten aufznführen und die Eltern

u . s. w . als die Urheber strafbarer Schulversäumnisse zu

behandeln.
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3 . Sobald ein Kind in eine fremde Schule ausge¬
nommen ist , steht dasselbe rücksichtlich des Unterrichts , der
Disciplin , des Schulbesuchs und des Schulgeldes unter der
Ordnung und Aufsicht dieser Schule.

4 . Bei abermaligem Schulwechsel während des schul¬
pflichtigen Alters eines Kindes gelte.n ebenfalls die in diesem
8 . unter 1 gegebenen Vorschriften . Werden dieselben nicht
befolgt , so verfährt der Localschulinspector der zuletzt be¬
suchten Schule nach der in diesem Z. unter 2 gegebenen
Vorschrift ; zugleich hat derselbe dem Localschulinspector des¬
jenigen Bezirks , zu dessen Schule das Kind nach gesetzlicher
Vorschrift gewiesen ist , von dem abermaligen Schulwechsel
Anzeige zu machen.

8 - 3.

Nach Ablauf jedes Monats und zwar spätestens gegen
den 3 . des folgenden Monats hat der Hauptlehrer (unter
dessen Aufsicht und Verantwortlichkeit an mehrklassigen
Schulen die Nebenlehrer die Versäumnißlisten ihrer Classen
führen ) das Verzeichniß derjenigen Kinder , welche im ver¬
flossenen Monate die Schule versäumt haben , unter Angabe
des Grundes des Versäumnisses dem Localschulinspector
nach dem vorgeschriebenen Formular (Versäumnißliste ) in
doppelter Ausfertigung einzureichen . Für die Kinder , welche
eine verkürzte Sommerschule besuchen , sind besondere Ver¬
säumnißlisten äufzustellen , welche mit der Aufschrift „ ver¬
kürzte Sommerschule " zu bezeichnen sind . Haben keine
Schulversäumnisse stattgefunden , so ist dies auf dem For¬
mulare zu attestiren und ist dies Attest (Vacatanzeige)
gleichfalls in der gedachten Frist dem Localschulinspector
einzureichen.

8- 4.
Schulversäumnisse finden nur Entschuldigung

1 . auf dem Lande wegen schlechter Witterung oder
schlechter Wege,
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2. wegen Krankheit des schulpflichtigen Kindes,
3. wegen Krankheit der Eltern oder Angehörigen, sofern

diese der Pflege des Kindes bedürfen,
4. wegen in der Familie des Kindes vorgekommener

Todesfälle oder sonstiger wichtiger Ereignisse.

8- 6.
Der Localschulinspector hat zunächst die eingereichten

Versäumnißliste!! und Vacatanzeigen mit dem Vermerke des
Eingangstages zu versehen. Er hat dann dieselben, ins¬
besondere die in den Versänmnißlisten vom Lehrer ange¬
führten Versäumnißgründe zu prüfen, bei den einzelnen
Versäumnißgründen zu bemerken, ob dieselben als „ent¬
schuldigt" oder „nicht entschuldigt" anzusehen sind, wobei
er dem „entschuldigt" die in Betracht kommende Ziffer des
K. 4 hinzuzufügen hat, und darauf sobald als möglich die
bei ihm eingegaugenen Listen und Vacatanzeigen dem Amte
einzusenden. Ist die Einsendung am 14. desselben Monats
noch nicht erfolgt, so erläßt das Amt sofort eine Erinnerung
an den Localschnlinspector mit neuer Fristbestimmung, welcbe
gleich nach abgclaufener Frist so lange zu wiederholen ist,
bis die Versäumnißliste oder Vacatanzeige eintrifft. Ent¬
spricht die eingesandte Versäumnißliste den bestehenden Vor¬
schriften nicht, so ersucht das Amt den Localschnlinspector
um baldige Erklärung bezw. Abänderung.

Wenn der Localschnlinspector die ihm obliegenden Ver¬
pflichtungen verweigert oder dieselben wiederholt vernach¬
lässigt, so hat das Amt unter genauer Angabe der einzelnen
Fälle, dem Oberschulcollegium Mittheilung zu machen.

Gegen einen lässigen Lehrer ist nach Art. 35 des
Schulgesetzes zu Verfahren. Glaubt das Amt, daß nach
Z. 1 daselbst beim Oberschulcollegium Anzeige zu machen
sei, so hat es sich mit dem Localschnlinspector darüber zu
benehmen und eventuell die Anzeige selbst zu machen.
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8- 6.
Das Amt erkennt für jeden halben Tag der unent-

schuldigten Schulversäumnisse gegen diejenigen Personen,
welche das Kind zum Schulbesuche anzuhalten verpflichtet
sind , eine Brüche zu Gunsten der Schulcasse von 25 ^ bei
vollem Unterricht , von 40 bei verkürzter Sommerschnle
und für den Fall , daß die Brüche nicht bcigetricben werden
kann , nach den allgemeinen Grundsätzen eine Haftstrafe bis
zu 2 Tagen , bemerkt das Erforderliche in den Listen und
sendet die eine derselben an den Localschulinspector zurück.

8 - 7.

Auf besonderen Antrag des Localschulinspectors kann
das Amt

a . bei denjenigen Kindern , welche bis dahin die Schule
entweder gar nicht , oder wenigstens nicht ohne ge¬
nügenden Grund versäumt haben , 2 halbtägige Ver¬
säumnisse , auch wenn die in tz. 4 ausgesuchten Gründe
nicht zutrefsen , den Umständen nach übersehen,

d . bei Schnlversäumnissen , für welche die Entschuldigungs¬
gründe des ß . 4 nicht zutrefsen , für welche aber andere
erhebliche Entschuldigungsgründe vorliegen , von Er¬
kennung der Brüche absehen.

8. 8.
Bei Erkennung der Brüche hat das Amt an den Bruch¬

fälligen den Befehl zu erlassen , die erkannte Brüche nebst
de » Zustcllungsgebühren (von 10 wenn die Brüche
weniger als 3 und von 20 wenn sic 3 ,// î und
mehr beträgt ) binnen 8 Tagen an den Schnljnraten zu be¬
zahlen bei Strafe der Zwangsvollstreckung.

Die mit diesem Erkenntniß bezw . Zahlungsbefehl ver¬
sehene Versüumnißliste ist bald thunlichst , jedenfalls aber
innerhalb der ersten 8 Tage , dem betreffenden Amtsuuter-
beamten zu übergeben mit der Ausgabe , sie innerhalb genau
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bestimmter , unter Berücksichtigung der vorliegenden Um¬
stände möglichst kurz zu bemessenden Fristen

1 . nach geschehener und attestirter Zustellung beim
Schrlljuraten abzugeben,

2 . nach einem Zwischenraum von mindestens 10 Tagen
vom Schuljnraten wieder abzuholen und dem Amte
zurückzuliefern.

Der äußerste Termin zur Rücklieferung an das Amt
ist , wenn die Versäumnißliste vom Localschulinspector recht¬
zeitig , d . h . vor dem 15 . des Monats eingereicht worden,
der 10 . des nächstfolgenden Monats.

8 - 9.

Der Schuljnrat hat vor Zurückgabe der Versäumniß-
liste an den Amtsunterbeamten bei jedem Schuldner zu
attestiren , ob Zahlung geleistet ist , oder nicht . Der Amts¬
unterbeamte nimmt die Liste nicht eher wieder in Empfang,
als bis dieses geschehen ist.

Ueber später erfolgende Zahlungen stellt der Schul-
jurat dem Zahlenden Quittung aus , auch hat er sich vor
Zurückgabe der Liste das zu diesem Zweck Erforderliche aus
derselben anszuziehen.

Bei jeder Zahlung ist darauf zu halten , daß auch die
Zustellnngsgebühren (Z- 8 Abs . 1) mit eingezahlt werden.
Die Zustellnngsgebühren begleichen , soweit die Zustellungen
nicht durch auf Gebühren stehende Beamte erfolgen , der
Landescasse oder der sonst etwa berechtigten Casse . Die
Znstellungsgebühren gehen zunächst zur Schulcasse und sind
aus dieser am Ende des Rechnungsjahres den betreffenden
Zustellnngsbeamten gegen Quittung ansznzahlen bezw ., soweit
sie der Landescasse - begleichen , an den betreffenden Amts¬
einnehmer abznliefern , nachdem zuvor dem Amte eine Desig¬
nation der der Landescasse begleichenden Gebühren einge¬
liefert ist . Das Amt ertheilt auf dieser Designation nach
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vorgängiger Prüfung die Hebungsordre für den Amts¬
einnehmer.

8- 10-
Gegen jeden Schuldner, bei welchem die geschehene

Zohlnng nicht bemerkt ist, verfügt das Amt sofort nach
dem Wiedereingange der Versänmnißliste die Pfändung.

Der mit der Pfändung beauftragte Unterbeamte ist zu¬
gleich anznweisen, den unpfandbar befundenen Schuldner
aufznfordern, die an Stelle der Brüche angesetzte Haftstrafe
binnen 10 Tage» anzntreten bei Vermeidung eines Haft¬
befehls, welcher dann im Ungehvrsamsfalle sofort zu er¬
lassen ist.

Das Pfandverfahren ist thunlichst zu beschleunigen.

8. 11-

Beschwerden gegen die Erkennung des Amts auf Brüche
und event. Haftstrafe müssen bei Strafe des Verlustes inner¬
halb 7 Tagen nach der Zustellung beim Oberschnlcolleginm
eingebracht und innerhalb fernerer3 Wochen begründet
werden.

Personen, welche nachträglich EntschnldignngSgründe
Vorbringen wollen, haben sich damit an den Lvcalschul-
inspeetor zu wenden, welcher, wenn er sie genügend findet,
auf Grund derselben die Einstellung des Strafverfahrens
beim Amte beantragt.

8- 12.
Das amtliche Verfahren bis zur Beendigung der Straf¬

vollstreckung ist endgültig einzustellen
1. auf Mittheilung des Oberschuleollegiums, daß eine

erhobene Beschwerde für begründet befunden sei,
2. wenn der Localschulinspector auf Grund nachträglich

vorgebrachter Entschuldigungsgründe die Einstellung
des Strafverfahrens beantragt hat und die Ent-
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schuldigungsgründe vom Amte für genügend erachtet
werden,

3 . wenn der Schuldner eine Quittung des Schuljuraten
über geleistete Zahlung der Brüche beibringt . Sind
die Zustellungsgebühren nicht mit entrichtet , so ist
hinsichtlich derselben die Beitreibung fvrtzusetzen.

In dm letzten beiden Fällen bleiben dem Schuldner
die bis zur Einstellung des Verfahrens etwa erwachsenen
Baarkosten zur Last.

Eine vorläufige Einstellung des amtlichen Verfahrens
tritt ein auf Mittheilnng des Oberschulcollegiums , daß Be¬
schwerde erhoben sei . Sobald indessen vom Oberschul¬
collegium mitgetheilt wird , daß die erhobene Beschwerde
verworfen sei , ist das Verfahren ungesäumt wieder auf¬
zunehmen.

8 . 13.

Die Beitreibung der Brüche erfolgt im Uebrigen nach
den für die Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen in
Verwaltungssachen geltenden Bestimmungen . Auch sind
dabei die dort festgesetzten Gebühren zu berechnen.

8 . 14.

Das Amt führt ein Controlbuch , in welchem für jeden
Monat und für jede Schulacht das Datum

1 . des Eingangs der Versänmnißliste oder Vacat-
anzeige (§ . 5 ) ,

2 . des Endtermins für die Zurücklieferung der Ver-
säumnißliste durch den Amtsunterbeamten,

3 . der Znrückliefernng selbst,
4 . der gänzlichen Erledigung der Verfüumnißliste da¬

durch , daß alle in ihr aufgeführten Brüche entweder
bezahlt bezw . beigetrieben oder durch Verwandlung
in Haftstrafe , oder durch nachträgliche Entschuldigung,
oder durch begründet befundene Beschwerde wegfällig
geworden sind,
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5. der Zusendung au den Schuljnraten (Z. 15 Ab¬
satz2, Z. 16) '

zu notiren ist.
Daß dies geschehen, ist aus der Versaumnißliste bezw.

Baeatanzeige zu bemerken.
Außerdem sind im Cvutrolbuch etwaige Erinnerungen

an die Lvcalschulinspectoren(8- 5 Abs. 1) unter Angabe der
neu bestimmten Frist zu bemerken.

8- 15-
Der Schulrechnnng ist die Versaumnißliste vder Vacat-

anzeigc für jeden Monat vom Schuljnraten anzulegen als
Beleg dafür, ob bezw. wie viel Brüche für jeden Monat
eingekommen sind. Die eingelaufenen Brüche sind deshalb
monatweise in Einnahme zu stellen unter Bezugnahme auf
die angelegten, ganz oder theilweise zur Zahlung gelangten
Listen, während für diejenigen Monate, in denen Einnahmen
an Brüchen nicht vorgekommen sind, ans die ebenfalls an¬
gelegten Vacatanzeigen oder zu keiner Zahlung gelangten
Versäumnißlisten zu verweisen ist.

Zu diesem Zwecke werden die Vacatanzeigen sogleich,
nachdem sie eingegangen, die Versäumnißlisten sogleich, nach¬
dem sie gänzlich erledigt find, vom Amte dem Schuljnraten
zugeschickt.

8. 16.
Beantragt der Localschulinspeetvr Einsicht in die er¬

ledigten Versäumnißlisten zu nehmen, so sind diese dem
Zuraten durch Einschluß an den Localschulinspeetvr znzn-
senden und übernimmt letzterer dadurch die Verpflichtung,
für baldige Weiterbeförderung an den Schuljnraten Sorge
zu tragen.

8. 17.
Mit der in H. 99 des Schulregulativs vom 1. December

1864 vorgeschriebenen Anzeige an das Oberschulcvllegium ist
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die Anzeige zu verbinden , daß der abgemachten Rechnung
für jeden Monat des Rechnungsjahres die Versänmnißliste
bezw . Vacatanzeige anliege.

II. Verfahren im Rückfall.

8- 18.
Gegen Straffällige , welche bereits wegen Schulver-

säumniß bestraft sind , hat der Lvcalschulinspeetor eine er-
höhte Strafe beim Amt zu beantragen , wenn er einsieht,
daß die einfache Strafe nicht genügt , um den regelmäßigen
Schulbesuch zu erzwingen . Bei solchen , welche zweimal in
demselben Schuljahre wegen Schnlversäumnisse bestraft sind,
ist die Nothwendigkeit einer erhöhten Strafe ohne Weiteres
anzunehmen , es müßten denn besondere Gründe für die An¬
nahme vorliegen , daß eine einfache Strafe genüge.

8 - 19.

Erscheint eine erhöhte Strafe erforderlich , so streicht
der Localschulinspeetvr den betreffenden Straffall in der
Versänmnißliste unter Angabe des Grundes in der Rubrik
„Bemerkungen " und macht bei Uebersendung der Versäumniß-
liste eine besondere Anzeige beim Amt.

8. 20 .
Das Amt verabladet den nach tz. 19 zur Anzeige Ge¬

brachten ohne Verzug , untersucht , ob ein nicht genügend
entschuldigtes Schulversänmniß im Rückfall vorliegt , und
erkennt gegen den schuldig Befundenen auf eine Brüche bis
zu 30 an die Schnlcasse . Der Loealschulinspector erhält
Mittheilung von dem Erkenntnisse.

8- 21 .
In dem Erkenntnisse des Amts ist gleichzeitig die Brüche

für den Fall , daß sie nicht beizutreiben sein sollte , nach den
allgemeinen Grundsätzen in eine Haftstrafe bis zu 3 Tagen
umzuwandeln.
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Dem bei Abgabe des Erkenntnisses anwesenden Ver-
urtheilten ist zugleich aufzugeben , die erkannte Brüche binnen
8 Tagen an den Schuljuraten zu bezahlen bei Vermeidung
der Pfändung oder der eventuell angesetzten Haftstrafc.

Mit der Vollstreckung der Pfändung bezw . der Haft
ist niemals vor Ablauf von 10 Tagen nach Zustellung des
Erkenntnisses vorzugehein

8- 22 .
In dem Erkenntlich des Amts ist auch die Verurtheiluug

in die durch die stattgehabten Verhandlungen veranlaßten,
als Gebühren in Verwaltungssachen zu berechnenden Kosten
auszusprechen . Jedoch können diese Kosten wegen Unver¬
mögens des Vcrurtheilten bei Abgabe des Erkenntnisses
ganz oder theilweise vom Amte erlassen werden.

8 - 23.

Im klebrigen finden bei diesem Verfahren die Be¬
stimmungen der 88 - 8 , 9 , 10 , 11 , 12 und 13 entsprechende
Anwendung.

8 . 24.

Gegen Straffällige , welche zwei oder mehrere Male
nach den Bestimmungen der 88 - 18 — 23 bestraft sind , hat
der Localschulinspector die Veranlassung einer erhöhten Strafe
durch das Oberschnlcvlleginm beim Amt zu beantragen , wenn
er einsieht , daß auch die vom Amt verhängte höhere Strafe
nicht genügt , um den regelmäßigen Schulbesuch zu erzwingen.

8 - 25.

Erscheint eine erhöhte Strafe nach § . 24 erforderlich,
so streicht der Localschulinspectvr den betreffenden Straffall
in der Versäumnißliste unter Angabe des Grundes in der
Rubrik „ Bemerkungen " und macht bei Uebersendung der
Versäumnißliste eine besondere Anzeige beim Amt , der eine
von ihm zu attestirende Liste über alle Schulversäumnisse
des betreffenden Kindes anzulegen ist.
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8- 26.
Findet das Amt de » Antrag auf Ueberweisnng an das

Oberschulcollegium hinlänglich begründet , so sendet es den¬
selben nebst angelegter Liste und den in Betreff des Rück¬
fälligen bereits erwachsenen Amtsaeten sofort an das Ober-
schnleollegium ein , unter Hinweis auf die in den Acten
enthalten einzelnen Vorstrafen und deren Verbüßung.

Findet das Amt den Antrag auf Ueberweisnng an das
Oberschulcollegium nicht hinlänglich begründet , so hat es in
Gemäßheit der Bestimmungen der §8 - 20 — 23 zu Verfahren.

8 . 27.

Im Falle des 8 - 26 Abs . 1 verabladet das Oberschul-
colleginm den Rückfälligen , untersucht , ob ein nicht genügend
entschuldigtes Schulversäumniß im Rückfall nach 8 - 24 vvr-
liegt , und erkennt gegen den schuldig Befundenen eine Brüche
bis zu 75 - an die Schnlcasfe oder Haft bis zu 8 Tagen.

8 - 28.

Wird auf Brüche erkannt , so ist zugleich für den Fall
der Nichtbeitreibbarkeit nach den allgemeinen Grundsätzen
eine Haftstrafe bis zu 8 Tagen festzusetzen.

8 . 29.

Dem Amt wird unter Rücksendung der Amtsacten Ab¬
schrift des Erkenntnisses zugefertigt . Dasselbe hat dem Lvcal-
schulinspector Mittheilung davon zu machen und die Voll¬
streckung der erkannten Strafe anznvrdnen.

8 . 30.

Im klebrigen finden bei diesem Verfahren die Be¬
stimmungen der 88 - 21 — 23 entsprechende Anwendung.

Die Frist für Zahlung der Brüche bei Strafe der
Pfändung bestimmt in jedem einzelnen Falle das Oberschul¬
collegium.
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8 . 31.

(Rescript des Staatsministeriums , Departement des Innern
an sämmtliche Aemter vom 22 . September 1884 .)

Zeigt sich , daß die vorstehend gedachten Geld - und
Freiheitsstrafen zur Erzwingung eines regelmäßigen Schul¬
besuchs wirkungslos sind , so ist es nach dem vorstehend
angezogenen Rescripte des Staatsministeriums , Departement
des Innern , Pflicht der Armenverwnltung , für das schul¬
pflichtige Kind fürsvrgend einzutreten , auch dann , wenn die
alimentationspslichtigen Angehörigen desselben im klebrigen
der Armenunterstützung nicht bedürfen.

Mit welchen Mitteln die Fürsorge einzutreten hat,
unterliegt zunächst der Beurtheilung der Armencommission
nach den Verhältnissen des einzelnen Falls . Jedoch wird,
wie in dem gedachten Rescripte ausgesprochen , in solchen
Füllen , in welchen sich die Strafen wegen unentschnldigter
Schulversäumnisse als vollständig wirkungslos erwiesen haben,
meistens eine anderweite Unterbringung des betreffenden
Kindes erforderlich sein.

8 . 32.

Liegt nach der Ansicht des Localschulinspectors ein
Fall vor , in welchem ein mangelhafter Schulbesuch das
Einschreiten der Armenverwaltung rechtfertigt und verlangt,
so hat er entweder unmittelbar bei der Armencommission
oder beim Amt dahin zielende Anträge zu stellen unter ge¬
höriger Begründung , sowie unter Angabe der ihm geeignet
erscheinenden Mittel zur Abhülse . Lehnt im erstercn Falle
die Armencommission seinen Antrag ab , so hat er sich an
das Amt zu wenden

8 - 33.

Das Amt hat nach dein Rescripte des Staatsministeriums
vom 22 . September 1884 auch ohne Antrag derartige Fälle,
sobald sic zu seiner Kenntnis ; gelangen , der betreffenden
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Armencommission mitzutheilen und in seiner Eigenschaft als
Aufsichtsbehörde derselben in geeigneter Weise zu controliren,
daß sie die ihr obliegende Verpflichtung erfülle.

8 - 34.

Die Herbeiführung des Einschreitens der Armenver-
waltung ist vom Localschulinspectvr und Amt in Erwägung
zu ziehen , wenn nach wiederholten Bestrafungen die Ge-
sammtlage des Falls ein weiteres Einschreiten der
Schulbehörden als voraussichtlich erfolglos er¬
scheinen läßt.  Es ist zur Beantragung des Einschreitens
der Armenverwaltung nicht unbedingt erforderlich , daß vor¬
her bereits die Verhängung einer erhöhten Strafe durch
das Oberschulcollegium stattgefunden hat , es genügt viel¬
mehr , daß das Verhalten jener Person ein solches ist , daß
auch von der erhöhten Strafe keine Besserung zu erwarten steht.

Vechta , 1887 December 19.

Katholisches Oberschulrollegium.

Terbeck.

Nagel.
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